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694. Verordnung: Erhöhung der Bezüge der Bundesbeamten, Landeslehrer und land- und forstwirt-
schaftlichen Landeslehrer des Dienststandes, der Personen, die Anspruch auf Ruhe-
oder Versorgungsgenuß haben, der Vertragsbediensteten des Bundes, der Landes-
vertragslehrer, der land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrer sowie der
Bediensteten der Österreichischen Bundesforste

695. Kundmachung: 27. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
696. Kundmachung: 32. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
697. Kundmachung: Änderung der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 (14. Novelle der BB-PO 1966)

©94. Verordnung der Bundesregierung vom
18. November 1986 über die Erhöhung der
Bezüge der Bundesbeamten, Landeslehrer und
land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer
des Dienststandes, der Personen, die Anspruch
auf Ruhe- oder Versorgungsgenuß haben, der
Vertragsbediensteten des Bundes, der Landes-
vertragslehrer, der land- und forstwirtschaftli-
chen Landesvertragslehrer sowie der Bedien-

steten der Österreichischen Bundesforste

Auf Grund des § 88 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, des § 41 Abs. 4 des Pensionsge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 340, der §§ 54, 106 und 124
Abs. 2 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984,
BGBl. Nr. 302, der §§ 61, 114 und 128 Abs. 2 des
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296, des § 53
Abs. 4 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948,
BGBl. Nr. 86, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 165/1961, der §§2 und 7 Abs. 2 des
Landesvertragslehrergesetzes 1966, BGBl. Nr. 172,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 249/1970, der §§ 1 und 6 Abs. 2 des Land- und
forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrergesetzes,
BGBl. Nr. 244/1969, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 250/1970 und des § 32 Abs. 1 der
Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl. Nr. 298,
wird im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrates verordnet:

Abschnitt I

§ 1. Den Bundesbeamten, den Landeslehrern (§ 1
des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984) und
den land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrern
(§ 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Landesleh-
rer-Dienstrechtsgesetzes 1985) des Dienststandes
gebühren ab 1. Jänner 1987 Zulagen nach §88

Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956 im Ausmaß von je
2,9 vH des Gehaltes und der im § 3 Abs. 2 des
Gehaltsgesetzes 1956 vorgesehenen Zulagen mit
Ausnahme der Haushaltszulage.

§ 2. Den Personen, die Anspruch auf Ruhe- oder
Versorgungsgenuß (Unterhaltsbeitrag) haben,
gebühren ab 1. Jänner 1987 Zulagen nach §41
Abs. 4 des Pensionsgesetzes 1965 im Ausmaß von je
2,9 vH des Ruhe(Versorgungs)genusses, der
Ruhe(Versorgungs)genußzulage und der Hilflo-
senzulage bzw. des Unterhaltsbeitrages.

§ 3. Den Vertragsbediensteten des Bundes, den
Landesvertragslehrern (§ 1 Abs. 1 des Landesver-
tragslehrergesetzes 1966) und den land- und forst-
wirtschaftlichen Landesvertragslehrern (§ 1 des
Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragsleh-
rergesetzes) gebühren ab 1. Jänner 1987 Zulagen
nach § 53 Abs. 4 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 im Ausmaß von je 2,9 vH des Monatsentgel-
tes und der im § 8 a Abs. 1 zweiter Satz des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948 angeführten Zula-
gen.

§ 4. Den Bediensteten der Österreichischen Bun-
desforste gebühren ab 1. Jänner 1987 Zulagen nach
§ 32 Abs. 1 der Bundesforste-Dienstordnung 1986
im Ausmaß von je 2,9 vH des Gehaltes und der im
§ 20 Abs. 2 der Bundesforste-Dienstordnung 1986
vorgesehenen Zulagen mit Ausnahme der Haus-
haltszulage.

Abschnitt II

§ 5. (1) Die auf Grund der §§ 1 bis 4 gebühren-
den Zulagen sind, soweit nicht Abs. 2 anzuwenden
ist, derart zu runden, daß sich zusammen mit den
Bezügen, zu denen sie gebühren, ein voller Schil-
lingbetrag ergibt. Bei dieser Rundung sind Restbe-
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träge von 50 g und mehr auf volle Schillingbeträge
aufzurunden, Restbeträge von weniger als 50 g sind
zu vernachlässigen.

(2) Gebühren solche Zulagen jedoch zu Ansät-
zen und Zuschlägen, die nicht auf volle Schillingbe-
träge lauten, so sind sie in der Weise zu runden,
daß sie zusammen mit den Beträgen, zu denen sie
gebühren, durch 10 g teilbare Beträge ergeben. Bei
dieser Rundung sind Restbeträge von 5 g und mehr
auf volle 10 g aufzurunden, Restbeträge von weni-
ger als 5 g sind zu vernachlässigen.

Abschnitt III

§ 6. Die Verordnung ist nicht anzuwenden auf
Sonderverträge, in denen die Erhöhung des Son-
derentgeltes an andere Anlaßfälle als Bezugserhö-
hungen oder Teuerungsabgeltungen im öffentli-
chen Dienst geknüpft ist.

Abschnitt IV

§ 7. Die Verordnung ist auf Zeiträume nicht
mehr anzuwenden, für die nach der Kundmachung
der Verordnung eine Erhöhung der Bezüge für den
in der Verordnung umschriebenen Personenkreis
durch Gesetz erfolgt oder bewirkt wird.

Vranitzky Steger Löschnak Jankowitsch
Übleis Fröhlich-Sandner Lacina Kreuzer
Blecha Ofner Krünes Schmidt Moritz

Streicher Fischer

6 9 5 . Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
16. Dezember 1986, mit der die Bundesbahn-
Besoldungsordnung 1963 neuerlich abgeändert
wird (27. Novelle der Bundesbahn-Besol-

dungsordnung 1963)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 16. Dezember 1986 (Gesetz

vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, zuletzt geändert durch die Kund-
machung BGBl. Nr. 524/1985, wird wie folgt abge-
ändert:

1. § 3 Abs. 2 Z 5 lautet:

„5. die Zeit
a) der Einführung in das praktische Lehramt,
b) der Gerichtspraxis (Rechtspraktikanten-

zeit),
c) der nach dem Ärztegesetz 1984, BGBl.

Nr. 373, zur ärztlichen Berufsausübung
vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit an
einer zugelassenen Ausbildungsstätte,

d) der Eignungsausbildung nach den §§ 2 b
bis 2 d des Vertragsbedienstetengesetzes
1948, BGBl. Nr. 86, soweit sie in einer
Beschäftigung mit mindestens der Hälfte
des für vollbeschäftigte Dienstnehmer vor-
geschriebenen Ausmaßes zurückgelegt
wurde,

e) einer Tätigkeit oder Ausbildung bei einer
inländischen Gebietskörperschaft, soweit
auf sie die arbeitsmarktpolitischen Förde-
rungsmaßnahmen des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, anzu-
wenden waren und diese Zeit in einer
Beschäftigung mit mindestens der Hälfte
des für vollbeschäftigte Dienstnehmer vor-
geschriebenen Ausmaßes zurückgelegt
wurde;"

2. Im § 11 Abs. 1 wird der Betrag „992 S" durch
den Betrag „1021 S" ersetzt.

3. Die Anlage 3 erhält folgende Fassung:
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Artikel II

Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 1 mit 1. August 1986,
2. Art. I Z 2 und 3 mit 1. Jänner 1987.

Streicher

696. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
16. Dezember 1986, mit der die Bundesbahn-
Dienst- und Lohnordnung neuerlich abgeän-
dert wird (32. Novelle der Bundesbahn-

Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 16. Dezember 1986 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung für
die für den vorübergehenden Bedarf aufgenomme-
nen Bediensteten der Österreichischen Bundesbah-

nen, BGBl. Nr. 96/1954, zuletzt geändert durch die
Kundmachung BGBl. Nr. 525/1985, wird wie folgt
abgeändert:

1. Dem § 13 Abs. 3 wird angefügt:

„5. die Zeit
a) der Eignungsausbildung nach den §§ 2 b

bis 2 d des Vertragsbedienstetengesetzes
1948, BGBl. Nr. 86, soweit sie in einer
Beschäftigung mit mindestens der Hälfte
des für vollbeschäftigte Dienstnehmer vor-
geschriebenen Ausmaßes zurückgelegt
wurde,

b) einer Tätigkeit oder Ausbildung bei einer
inländischen Gebietskörperschaft, soweit
auf sie die arbeitsmarktpolitischen Förde-
rungsmaßnahmen des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, anzu-
wenden waren und diese Zeit in einer
Beschäftigung mit mindestens der Hälfte
des für vollbeschäftigte Dienstnehmer vor-
geschriebenen Ausmaßes zurückgelegt
wurde."

2. Die Anlage 2 erhält folgende Fassung:

Artikel II

Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 1 mit 1. August 1986,
2. Art. I Z 2 mit 1. Jänner 1987.

Streicher
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697. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
16. Dezember 1986, mit der die Bundesbahn-
Pensionsordnung 1966 geändert wird

(14. Novelle der BB-PO 1966)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 16. Dezember 1986 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966, BGBl.
Nr. 313, zuletzt geändert durch die Kundmachung
BGBl. Nr. 526/1985, wird wie folgt abgeändert:

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Pensionsbeitrag beträgt ab 1. Jänner
1987 9 vH der Beitragsgrundlage gemäß Abs. 2."

2. § 22 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem überlebenden Ehegatten und der
Waise eines verstorbenen Beamten gebührt eine
Abfertigung, wenn sie keinen Anspruch auf Versor-
gungsgenuß haben."

Artikel II

Artikel I tritt mit 1. Jänner 1987 in Kraft.

Streicher
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